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von Dieter Gaitzsch
Es sollte der 10. Februar sein, an dem 
der Mahngang „Täterspuren“ im Jahr 
2018 stattfindet. Wir, das Bündnis 
„Nazifrei! - Dresden stellt sich quer“ 
und die Durchführenden des Studium 
Generale, Frau Dr. Gunda Ulbricht 
und Herr Prof. Dr. Uwe Hirschfeld, 
hatten uns bewusst seit Dezember 
2017 für diesen Tag entschieden. 

Im Gegensatz zum 13. Februar, an dem 
die bisherigen sechs Mahngänge statt-
fanden, wollten wir ein politisches Zei-
chen setzen. Der 13. Februar soll sich 
aus der bisherigen politischen Über-
höhung zu einem weniger politisch 
aufgeladenen Tag entwickeln. Das ist 
in anderen Städten, so zum Beispiel in 
unserer Partnerstadt Hamburg, bereits 
geschehen. Wir hatten mit der Wahl 
des Tages auch die Hoffnung, dass 
an einem Samstag mehr Menschen 
die Gelegenheit nutzen, am arbeits-
freien Nachmittag zu uns zu kommen. 

Die Vorbereitungen erfolgten, wie 
bereits für den Mahngang 2017, im 
Rahmen eine Studium Generale an 
der evangelischen Hochschule Dres-
den. Die Studierenden hatten sich 
dem Themenschwerpunkt „Macht, 
Bildung, Propaganda“ gewidmet und 
nach eingehenden Recherchen sehr 
gute Texte erarbeitet. Auch hatten sich 
die Schauspieler*innen  des Staats-
schauspiels Dresden, wie Anna Katha-
rina Muck, Albrecht Goette, Holger 
Hübner und Oliver Simon, sowie die 
Schauspieler*innen Felicitas Schreier, 
MdL Franz Sodann und Peter Sodann 
bereit erklärt, unsere Texte zu lesen. 

Dazu kam die Unterstützung der „Bun-
desarbeitsgemeinschaft Kirche und 
Rechtextremismus“ (BAG K+R), die 
ebenfalls eine Station vorbereitet hat-
te und diese auch gestalten wollte. 
 
Doch es sollte anders kommen. Die 
sich im Lauf der Woche verdichten-
den Nachrichten über Aktivitäten der 
Nazis wurden am Samstagvormittag 
zur Gewissheit. Zeitgleich mit dem 
Mahngang hatten sich die Nazis um 
Anmelder Maik Müller am Bahnhof 
Reick versammelt und ihren traditio-
nellen, die Geschichte verleugnenden 
Trauermarsch durchzuführen. Sie igno-

rieren nach wie vor den Zusammen-
hang zwischen dem Hitlerfaschismus 
als die Verursacher des 2. Weltkrieges 
und der Bombardierung Dresdens. Die 
folgen noch der Mythos von der „Un-
schuldigen Kunst- und Kulturstadt“. 

Wir standen am Start des Mahngangs 
vor einer schwierigen Entscheidung. 
Gemeinsam mit den Teilnehmer*innen 
am Mahngang entschieden wir uns in 
einem demokratischen Verfahren, die-
sen auf einen späteren Zeitpunkt zu 
verschieben und anstelle dessen mit 
den Teilnehmer*innen des Mahngangs 
zum Treff der Protestierenden an der 
Karcherallee, Ecke Winterbergstraße 
zu demonstrieren und sich dort am Pro-
test zu beteiligen. Die AG 13. Februar 
des Oberbürgermeisters hatte zu dieser 
Stelle aufgerufen. Durch das Eintreffen 

unserer etwa 500 Demonstrant*innen 
an diesem Platz wurde aus den weni-
gen Anwesenden eine erhebliche Men-
schenmenge, aus der sich dann auch 
ein kraftvoller Protest entwickelte. 

Wir sind den Studierenden der evange-
lischen Hochschule Dresden, der BAG 
K+R und den Schauspieler*innen sehr 
dankbar, dass sie die Entscheidung mit-
getragen haben. Der Mahngang „Täter-
spuren“ hat sich aus aktuellem Anlass 
mit den Spuren der NS-Verbrecher in 
den Köpfen der alten und neuen Na-
zis auseinandergesetzt und sich kraft-
voll am Protest beteiligt. Wir wissen, 
dass die Auseinandersetzung mit den 
Rechten einen langen Atem, Kreativität 
und Mut erfordert. Wir lassen uns aber 
nicht einschüchtern! Die Geschichte 
lehrt uns, dass Wegschauen keine Lö-

sung ist und es ist dringend notwendig, 
dass sich mehr Menschen als bisher am 
Widerstand gegen die Nazis beteiligen. 
 
Dieser Tag und auch der 17. Febru-
ar 2018 haben gezeigt, dass sich in 
Dresden langsam auch die Zivilgesell-
schaft und die Verantwortlichen be-
wusst werden, dass es entschlossenen 
Widerstand aller Menschen braucht, 
damit sich die Geschichte Deutsch-
lands nicht wiederholt. Die Erinne-
rungskultur, deren Bestandteil auch der 
Mahngang „Täterspuren“ ist, liefert 
uns dafür Argumente und Motivation. 

Dieter Gaitzsch ist Mitglied der 
Arbeitsgruppe Erinnerungskultur im 
Bündnis Dresden Nazifrei

Der Mahngang Täterspuren hat sich in den vergangenen Jahren zu einem wichtigen Veranstaltungsformat der Erin-
nerungskultur in Dresden entwickelt. In diesem Jahr gedachte man der Zusammenhänge von Macht - Bildung - Pro-
paganda in Dresden an Orten der Nazi-Diktatur.

LINKE-Stadtvorsitzender Jens Matthis, LINKE-Fraktionsvorsitzender André Schollbach, die Schauspieler Peter und Franz Sodann sowie Silvio 
Lang (v.l.n.r.) an der Spitze des Mahngangs Täterspuren, der sich als Format der Erinnerungskultur in Dresden in den letzten Jahren profiliert hat.

Mit Kreativität und Mut
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Im Sommer 2016 traten Vertreter*innen 
der Tu Dresden an die Politiker*innen 
der Stadt heran, um ein Konzept für 
einen Schulversuch vorzustellen. Die-
ses Konzept wurde von einer Projekt-
gruppe unter Leitung von Prof. Anke 
Langner der TU entwickelt. Die Dres-
dner Universitätsschule soll als Ver-
suchsschule errichtet werden, an der 
innovative Formen des Lehrens, Ler-
nens und Zusammenlebens erarbeitet, 
erprobt und wissenschaftlich ausgewer-
tet werden. Verbunden wird dies direkt 
mit der Ausbildung im Lehramt an der 
TU- Dresden. Es sollen grundlegende 
Prozesse und Abläufe in der Schule 
infrage gestellt und überdacht werden 
können. Die Universitätsschule, beste-
hend aus einer Grundschule und einer 
Oberschule, die beide in enger Koope-
ration stehen, wird zunächst zeitlich 
begrenzt auf 15 Jahre eingerichtet. In 
dem Konzept ist auf 65 Seiten umfang-
reich dargestellt, wie ganz individuelle 
Lernwege für die sehr unterschiedlichen 
Kinder ermöglicht werden sollen. Das 
Ziel für DIE LINKE war von Beginn 
an, dass dies eine kommunale Schule 
werden soll, damit kein Schulgeld von 
den Familien bezahlt werden muss. Die 
Unischule will zum Schuljahr 2018/19 
beginnen. Auch dem Schulverwaltungs-
amt wurde das Konzept vorgestellt. Als 
von dieser Seite keine Reaktion erfolgte, 
stellte ich, unterstützt von Bildungspo-
litikerinnen von RGR einen Antrag. In 
diesem Antrag wurde der Oberbürger-
meister beauftragt, mit der TU- Dres-
den, dem Kultusministerium und der 
Sächsischen Bildungsagentur zur Grün-
dung einer Schule Verhandlungen auf-
zunehmen. Die Verwaltung sollte Vor-
schläge unterbreiten, welcher Standort 
im Ortsgebiet Prohlis für diese Schule 
entwickelt wird und wo diese Schule 
möglichst zum Beginn des Schuljahres 
2018/19 vorgegründet werden kann.  

Aber auch nach dem Beschluss die-
ses Antrages im Stadtrat reagierte das 
Schulverwaltungsamt nicht. Inzwischen 
erreichte uns ein Brief der Stadtteilrun-
de Johannstadt, in welchem auf die gra-
vierenden Schwierigkeiten in der 102. 
Grundschule und 101. Oberschule auf-
merksam gemacht wurde und deutlich 
verbesserte Bedingungen eingefordert 
wurden. Gleichzeitig drängte die TU- 
Dresden, denn dieser Schulversuch ist 
ein Projekt als Exzellenzuniversität, 
so dass wir einen Weg zur Beschleu-
nigung des Prozesses suchten. Als die 
Verwaltung in einer Vorlage vorschlug, 
im Gebäude der 101. Oberschule auf 
der Pfotenhauer Straße zum Schuljahr 
2018/19 ein Gymnasium vorzugrün-
den, ersetzten wir: Am Standort 101. 
Oberschule Dresden wird zum 1. Au-
gust 2018 die „Universitätsschule“ mit 

zunächst maximal je zwei Zügen im 
Grund- und Oberschulbereich in kom-
munaler Trägerschaft eingerichtet und 
mit der baulichen Fertigstellung eines 
geeigneten Standortes an diesen ver-
lagert. Der Oberbürgermeister wird 
beauftragt zu prüfen und das Ergebnis 
dem Stadtrat bis zum 31. April 2018 
vorzulegen, ob die „Universitätsschule“ 

- dauerhaft an diesem Standort verblei-
ben soll,
- perspektivisch mit einer Bestandschule 
zusammengeführt werden kann oder
- nach baulicher Fertigstellung eines 
anderen Standortes an diesen verlagert 
werden soll.

In Diskussionen im Ortsbeirat, mit der 
101. Oberschule und der 102. Grund-
schule, wurde deutlich, dass diese Schu-
le dann auch dort verbleiben muss. Das 
konnten wir gut nachvollziehen und 
verfolgten unsere anfänglichen Plä-
ne für Prohlis nicht mehr. Nun folgten 
Treffen auf verschiedenen Ebenen. Die 
Erwartungshaltung und Hoffnungen 
der beiden Schulen war groß, die Uni-

schule fühlte sich bedrängt und hatte 
Sorge ihr Konzept nicht umsetzen zu 
können. Als der Oberbürgermeister 
in der Stadtratssitzung am 25.1.2018 
eine Vorlage zur Abstimmung stellte, 
in der das Konzept zur Kenntnis ge-
nommen und die Stadt als Schulträger 
bestätigt wird, kämpften wir Bildungs-
politikerinnen von RGR unter großen 
Anfeindungen von Seiten der CDU für 
die Vorlage des Oberbürgermeisters. 

Ein Vorwurf war: Mit der Auswahl von 
Schüler*innen nach dem Bevölkerungs-
querschnitt, würden die Schüler mit Mi-
grationshintergrund ausgeschlossen und 
nach Frau Ahnert (bildungspolitische 
Sprecherin der CDU) verstößt das ge-
gen das Grundgesetz. Die Universitäts-
schule muss in ihrem Konzept beschrei-
ben, wie sie bei mehr Anmeldungen als 
Plätze vorhanden sind, eine Auswahl 
treffen. Das wird im §62, Abs. 2, Satz 
4 Nr. b des Sächsischen Schulgesetzes 
geregelt: „ ..dabei kann die Aufnahme..  
b) im notwendigen Umfang beschränkt 
werden, wenn mehr Bewerber als Aus-
bildungsplätze vorhanden sind; das Aus-

wahlverfahren kann insbesondere nach 
Gesichtspunkten der Eignung, Leistung 
und Wartezeit sowie unter Berücksichti-
gung von Härtefällen und der individu-
ellen Förderung der Schüler gestaltet 
werden.“ Im Konzept steht: Kinder mit 
einer Behinderung 9 %, Migrationshin-
tergrund 30 %, Kinder unter Armuts-
bedingungen 17 %, Geschlecht jeweils 
50 % männlich- weiblich, Kinder von 
Akademikern 25 %, als wünschenswert. 

Allerdings sind an der 101. OS in der 
jetzigen 5. Klasse (lt. LASUB) 51% 
mit einem Migrationshintergrund, 
während nur 21% der Jugendlichen 
unter 18. Jahre in der Johannstadt ei-
nen Migrationshintergrund haben. 
Von allen Stadtteilen werden die Ju-
gendlichen an die 101. OS geschickt, 
diesen Zustand wollen wir verändern.  

Gerüchte und auch durch schlechte 
Kommunikation hervorgerufene Miss-
verständnisse bewirkte den Protest 
von Eltern, Schüler*innen und Leh-
rer*innen: Die Schüler*innen der 101. 
OS würden an andere Schulen geschickt, 
die Lehrer*innen entlassen. Beides 
stimmt natürlich nicht. Alle an der 
Schule können ganz normal bis zu ihrem 
Abschluss an der Schule bleiben. Aber, 
ob dann noch die 101.OS 2019/20 neue 
Kinder aufnehmen kann, ist ungewiss. 
Die Lehrer*innen an der Unischule müs-
sen sich bewerben, denn sie bekommen 
vollkommen andere Arbeitsverträge als 
die Lehrer*innen der anderen Schu-
len, die Ferienzeiten und Arbeitszeiten 
sind beispielsweise anders geregelt.  

Am 6. Februar 2018 waren alle noch 
einmal im Bildungsausschuss zu einer 
zweistündigen Aussprache und Verstän-
digung da: Die Schulen, Hort, Unischu-
le, Eltern, Stadtteilrunde, Schulsozialar-
beiter*innen und Stadträte. Es wurde be-
schlossen, weiter unter professioneller 
Leitung zu reden. Das zu organisieren 
sehen wir als Aufgabe des Oberbürger-
meisters. Die meisten finden die Idee der 
kommunalen Unischule nach wie vor 
gut. Die Unischule hat bereits Gelder 
eingeworben, welche auch für die beiden 
anderen Schulen zur Verfügung stehen 
sollen. Weiterer Kommunikationsbedarf 
besteht zu folgenden Themen: Wie soll 
es zusammen an dem Standort mit den 
bestehenden Schulen funktionieren, 
wie könnte eine Kooperation aussehen 
und wie soll die Perspektive sein. Wir 
haben Hoffnung, dass die Unischulen 
(Grund- und Oberschule) zum nächsten 
Schuljahr anfangen können und damit 
die Johannstadt einen Schulstandort 
bekommt, in welchen die Kinder und 
Jugendlichen gern zur Schule gehen. 

Die Schule der Zukunft startet 
in der Johannstadt
Bereits im kommenden Schuljahr 2018/19 werden vier Klassenstufen für die neue Universitätsschule in der 
Johannstadt gegründet. Mit neuen Unterrichtsmethoden werden im Grund- und Oberschulbereich die innova-
tiven Potenziale des Lehrens, Lernens und Zusammenlebens erprobt.

von Anja Apel

Informationen zur Uni-Schule:tu-dresden.de/
gsw/forschung/projekte/unischule

Anmeldungen zur Uni-Schule beginnen im März

Geplant ist eine kombinierte Grund- 
und Oberschule. Zunächst werden 
voraussichtlich bis zu 168 Schüler 
der Klassenstufen 1, 2, 5 und 6 
aufgenommen. Eltern können ihre 
Kinder am 1. März und am 5. März 
von 13 bis 17 Uhr im Haus der 101. 
Oberschule anmelden. Zuvor soll ein 

Informationsabend stattfinden. Der 
Grundschulbereich stellt sich am 27. 
Februar im Speiseraum der 101. Ober-
schule vor, die Oberschule am 26. Fe-
bruar am selben Ort. Beginn ist 18 Uhr. 
 
Ort: Speisesaal der 101. Oberschule, 
Pfotenhauerstraße 42, 01307 Dresden 

Foto: S. Hofschlaeger / pixelio.de
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von Pia Barkow
Die besondere Aufgabe von Familien-
hebammen und Familienkinderkran-
kenschwestern ist es, Familien, junge 
Mütter und Väter in Risikosituationen 
und besonders belastenden Lebenssitu-
ationen zu unterstützen, z. B. bei Über-
forderungssituationen, Drogen- oder 
Alkoholproblemen, minderjährigen 
Eltern, Problemen in der Schwanger-
schaft, besonderen Unterstützungsbe-
darfen. Denn gerade die ersten Monate 
im Leben eines Kindes sind besonders 
prägend und wichtig. Wenn hier not-
wendige Unterstützung ausbleibt, ist 
das später nicht mehr auszugleichen.  

Um das auffangen zu können, verfügen 
Familienhebammen über eine entspre-
chende Zusatzqualifikation und vermit-
teln bei Bedarf weitere Hilfen, die das 
gesunde Aufwachsen des Kindes und 
eine stabile Elternrolle stärken. Fami-
lienhebammen und Familienkinderkran-
kenschwestern sind beim Gesundheits-
amt beschäftigt und bilden einen Teil 
der Bundesinitiative „Frühe Hilfen“.  

Die durchaus begrüßenswerte För-
derung der „Frühen Hilfen“ krankt 
leider an mangelndem Willen auf 
Bundesebene, eine sichere und lang-
fristige Finanzierung zu ermöglichen.  

Bereits seit fünf Jahren hangeln sich 
sechs städtischen Mitarbeiter*innen 
von befristetem Vertrag zu befristetem 

Vertrag, eben weil ihre Stellen mit Hilfe 
von Bundesmitteln finanziert werden.  

Zukünftig sollen diese Bundesmittel in 
eine Stiftung überführt werden und jähr-
lich 2,69 Millionen Euro für die „Frü-
hen Hilfen“ im Freistaat Sachsen zur 
Verfügung stehen und zusätzlich neben 
den aufsuchenden Hilfen weitere drei 
Bereiche der Netzwerkarbeit, des Eh-
renamtes und der Babylotsen finanziert 
werden. Was nach einer dauerhaften 
Sicherung des Angebotes der Familien-
hebammen und -krankenschwestern 

klingt, wird zu einer zwar dauerhaften, 
aber dann dauerhaft nicht mehr ausfi-
nanzierten Förderung. Der Koalitions-
vertrag – sofern eine Koalition aus SPD 
und CDU zustande kommt – sieht hier 
keine Veränderung vor. Im Gegenteil, 
die Auslagerung der Finanzierung in die 
Stiftung soll weiter geführt werden. Um 
das Angebot der Familienhebammen zu 
erhalten bleibt uns somit zur Zeit nur 
Möglichkeit, die Finanzierungslücke als 
Stadt auszugleichen. Ende März steht ein 
entsprechender Antrag der LINKEN und 
der SPD im Stadtrat zur Entscheidung.  

Verbesserte Geburtshilfe

Ende Januar wurde im Ausschuss für 
Soziales und Wohnen federführend 
über die Initiative der Sozialbürger-
meisterin, kostenlose Mietrechtsbe-
ratung für Haushalte mit geringem 
Einkommen anzubieten, debattiert. 
Hintergrund ist die steigende Zahl 
unrechtmäßiger Mieterhöhungen 
auf dem angespannten Dresdner 
Wohnungsmarkt. Mit Hilfe der vor-
geschlagenen Richtlinie soll Miete-
rinnen und Mietern unabhängig vom 
Einkommen die Möglichkeit gege-
ben werden, sich rechtlich beraten 
zu lassen und gegen unrechtmäßige 
Mieterhöhungen zur Wehr zu set-
zen. Der Ausschuss empfahl dem 
Stadtrat einstimmig Zustimmung. 

Dazu erklärt LINKE-Stadträtin Pia 
Barkow: „Wir haben dieses Ange-
bot in der Stadt bereits seit einigen 
Jahren und es wird immer häufiger 
genutzt. Wir wollen dieses Ange-
bot weiterführen und ich begrüße 
die Initiative sehr. Es kann nicht 
sein, dass Vermieter überhöhte 
Mieten gerade von denjenigen 
verlangen, die sowieso nur wenig 
Geld haben und die sich womög-
lich auch keine Mitgliedschaft im 
Mieterverein leisten könnten.“ 

Kurz & Knapp

Elektronische 
Gesundheitskarte für 
Asylsuchende kommt
Nach der langen Phase des Prü-
fens der Gesundheitskarte durch 
Verwaltung, Krankenversicherung, 
Ärzteschaft, die Kassenärztliche 
Vereinigung und durch die Landes-
direktion Dresden wird es nun bald 
in Dresden die Einführung einer 
elektronischen Gesundheitskarte für 
AsylbewerberInnen geben. Darauf 
verständigten sich Anfang Februar 
2018 die Dresdner Sozialbürger-
meisterin Dr. Kris Kaufmann mit 
Vertretern der Krankenkassen. Dres-
den wird damit die erste Kommune 
in Sachsen sein, die diese Gesund-
heitskarte einführt. Bisher müssen 
AsylbewerberInnen erst beim So-
zialamt einen Behandlungsschein 
beantragen, um sich daraufhin ärzt-
lich behandeln lassen zu können. 
 
LINKE-Stadträtin Kerstin Wagner, 
Mitglied im Sozialausschuss, erklärt: 
„Mit der Realisierung dieser Chip-
karte leisten wir hier in Dresden 
für AsylbewerberInnen einen wich-
tigen Beitrag für Normalität und 
Bürokratieabbau. Nun fällt die 
umständliche Antragstellung beim 
Sozialamt weg und Asylbewerbe-
rInnen können bei akut notwendi-
gen Behandlungen gleich den Arzt 
aufsuchen, was andererseits auch 
die Arbeit des Sozialamtes entlastet. 
Damit werden wir zudem unserem 
politischen Anspruch gerecht, dass 
jeder Mensch das gleiche Recht 
auf medizinische Versorgung hat.“ 

Gemeinsam mit Grünen-Stadträtin 
Ulrike Caspary, SPD-Stadtrat Hen-
drik Stahlmann-Fischer und einem 
zahmen Zebra präsentierte Pirat und 
LINKE-Stadtrat Martin Schulte-Wis-
sermann am Hauptbahnhof (Bayrische 
Straße) den rot-grün-roten Antrag 
„20 neue Zebrastreifen in Dresden“. 

Im Vergleich mit anderen Großstäd-
ten gibt es in Dresden bisher sehr 
wenige Zebrastreifen - dabei wür-
den diese Straßenmarkierungen zur 
erhöhten Fußgängersicherheit in 
der Nähe von Kitas, Schulen und 
Senioreneinrichtungen beitragen. 
 

Mietrecht für 
Alle! Kostenlose 
Mietrechtsberatung

www.linke-fraktion-dresden.de
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Ein Zebra, Ulrike Caspary, Martin Schulte-Wissermann und Hendrik Stahlmann-Fischer

Zebra-Strategie

Gemeinsam mit der SPD will DIE LINKE auch weiterhin die Familienhebammen in ihrer 
Arbeit unterstützen

Gut informiert sein mit einem Klick
#social media

www.facebook.com/DieLinkeDresdnerStadtrat www.youtube.com/
channel/UC3vuHY1KgCCcsVwA8YUx6zw

twitter.com/LinkeStaDDrat www.instagram.com/linkestaddrat

Neueste Infos unserer Fraktion können 
im Netz abonniert werden


